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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. September 1968 

III/l — 68070 — 5943/68 . 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die technischen 
Sicherheitsmaßnahmen beim Bau und Betrieb von Ölfern- 
leitungen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. August 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


!>rudc; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
\lleinvertricb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend die technischen Sicherheitsmaßnahmen beim Bau 
und Betrieb von Ölfernleitungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — | 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, | 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten betreffend die technischen Sicherheitsmaßnahmen 
beim Bau und Betrieb von Ölfernleitungen, insbe- 
sondere im Hinblick auf die Werkstoffe und Aus- 
rüstungen für den Bau von Ölfernleitungen, unter- | 
scheiden sich von einem Mitgliedstaat zum andern. 
Durch diese unterschiedlichen Regelungen wird der 
Warenverkehr für diese Werkstoffe und Ausrüstun- 
gen für den Bau von Ölfernleitungen behindert, wo- 
bei diese Unterschiede zu Wettbewerbsverzerrungen 
innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
führen können. 

Diese Hindernisse für die Errichtung und das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes lassen 
sich verringern und sogar beseitigen, wenn in sämt- 
lichen Mitgliedstaaten harmonisierte Vorschriften 
zur Anwendung gelangen. 

Deshalb sind, in Anbetracht der gegenseitigen Ab- 
hängigkeit der fraglichen Regeln und der Einheit, die 
in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten vor- 
zufinden ist, sowohl für den Bau und die Verlegung 
als auch für den Betrieb der Ölfernleitungen auf 
Gemeinschaftsebene harmonisierte technische Sicher- 
heitsregeln zu erstellen. 

Die Entwicklung des technischen Fortschritts er- 
fordert eine häufige und rasche Anpassung gewisser 
technischer Vorschriften des Anhangs der Richtlinie. 
Deshalb ist es zweckmäßig, ein geeignetes Ver- 
fahren vorzusehen und der Kommission, die von 
einem Ausschuß unterstützt wird, die Aufgabe dieser 
Anpassungen zu übertragen — 

HAT FÖLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie findet Anwendung auf die Ölfern- 
leitungen zum Befördern flüssiger Kohlenwasser- 


stoffe, ausgenommen verflüssigte Kohlenwasser- 
stoffe und Erdgase. 

Artikel 2 

Ölfernleitungen im Sinne dieser Richtlinie sind 
Anlagen, die eine oder mehrere Leitungen sowie die 
eventuell vorhandenen Pumpstationen umfassen und 
einen oder mehrere Endpunkte versorgen. Ausge- 
nommen sind die Leitungen, die völlig innerhalb 
eines einzigen Werksgeländes liegen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten können aus Gründen, die die 
Sicherheit betreffen, den Bau oder Betrieb von Öl- 
fernleitungen, sofern diese den Bestimmungen die- 
ser Richtlinie und ihrer Anlage entsprechen, nicht 
verbieten. 

Artikel 4 

Gemäß dem in Artikel 5 dieser Richtlinie vor- 
gesehenen Verfahren können die Bestimmungen der 
Kapitel 2, 4 und 7 des Anhangs geändert oder er- 
gänzt werden, um der Entwicklung des technischen 
j Fortschritts Rechnung zu tragen. 

Artikel 5 

Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den Ausschuß „Beseitigung technischer Handels- 
hemmnisse für Industrieerzeugnisse", gebildet ge- 
mäß Ratsbeschiuß vom ... im folgenden „Ausschuß" 
genannt, entweder von sich aus oder auf Antrag 
eines Mitgliedstaates. 

In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
giiedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb einer 
Frist, die der Vorsitzende entsprechend der Dring- 
lichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen kann, 
Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehr- 
heit von 12 Stimmen zustande. 

Die Kommission beschließt die Maßnahmen und 
sorgt für ihren unverzüglichen Vollzug, sofern sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
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Entsprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, 
so schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich 
die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
keine Maßnahme beschlossen, so trifft die Kommis- 
sion die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen 18 Mona- 


ten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
unterrichten die Kommission unverzüglich hiervon. 
Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie tragen die Mit- 
gliedstaaten ferner dafür Sorge, daß die Kommission 
von allen weiteren Entwürfen wesentlicher Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
sich dazu äußern kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
technische Sicherheitsmaßnahmen beim Bau und Betrieb 
von Ölfernleitungen 

Inhaltsverzeichnis 

Seite 

Kapitel 1 Berechnung der Rohrleitung 5 

Artikel 1.1. Einteilung der Verlegungsgebiete 5 

Artikel 1.2. Berechneter Innendruck und dynamischer Überdruck 5 

Artikel 1.3. Berechnung der Rohrwanddicke 5 

Artikel 1.4. Zusatzbeanspruchung ‘ 6 

Kapitel 2 Werkstoffe 6 

Artikel 2.1. Eigenschaften des Rohrwerkstoffes 6 

Artikel 2.2. Herstellung der Rohre 6 

Artikel 2.3. Eigenschaften des Rohrwerkstoffcs 6 

Artikel 2.4. Bemessung der Rohre 7 

Artikel 2.5. Werkstoffkontrolle der Rohre 7 

Artikel 2.6. Andere Rohrleitungselemente 8 
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und Poldern 11 
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Kapitel 

Artikel 


1 . 1 . 1 . 


1.1.2. 

1.1.3. 


Artikel 

1 . 2 . 1 . 


1 . 2 . 2 . 


Artikel 

1.3.1. 


1.3.2. 


1 — Berechnung der Rohrleitung 

1.1. Einteilung der Verlegungsgebiete 

Die für die Linienführung der Leitung bestimmten Verlegungs- 
gebiete werden in zwei Gruppen eingeteilt. 

Gruppe A umfaßt unbewohntes Ödland. 

Unter Ödland sind Gebiete zu verstehen, in denen weder Bebauung, 
land- oder forstwirtschaftliche Nutzung noch stark befahrene Ver- 
kehrswege vorhanden oder vorgesehen sind. Für die in diesen 
Gebieten verlegten Leitungen ist ein Mindestabstand von 1 km 
zu öffentlichen großen Verkehrswegen und bewohnten Gebäuden 
einzuhalten. 

Gruppe B umfaßt die übrigen Gebiete. 

Abgrenzung nach Gruppen und Untergruppen 

Die Abgrenzung erfolgt durch die zuständigen Behörden, unter 
Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten und der örtlichen 
Bedingungen. Die Gebiete der Gruppe B können von den zuständi- 
gen Behörden in Untergruppen eingeteilt werden. 

1.2. Berechneter Innendruck und dynamischer Überdruck 

Jodes Rohrleitungsteil muß für einen Tnnnendruck bemessen werden, 
der mindestens gleich dem maximalen Druck, der bei Normalbetrieb 
auf das Einzelteil einwirkt oder dem statischen Druck und dem Rest- 
druck bei Unterbreciiung der Beförderung. 

Mittels zweckmäßiger Berechnungen und eventuell auch durch 
Prüfungen an Ort und Stelle muß nachgewiesen werden, daß Druck- 
anstiege durch Druckstöße und andere Abweichungen von den 
normalen Betriebsbedingungen an keiner Stelle der Ölleitung oder 
ihrer Anlagen den zulässigen Innendruck um mehr als 10 Vo über- 
schreiten. Wenn solche Berechnungen oder Prüfungen eine Über- 
schreitung der 10*^ o-Grenze ergeben, sind entsprechende Einrich- 
tungen zu installieren, die die Überschreitung dieser Grenze ver- 
hindern. 

Der zulässige Innendruck für ein Rohrelement ergibt sich aus der 
Formel gemäß 1.3.2. unter Berücksichtigung der für den betreffenden 
Punkt gebilligten Grenze des Verhältnisses von t/E, des äußeren 
Nenndurchmessers, der gebilligten effektiven Mindestwanddicke 
des Rohrelements sowie dem Wert E des Stahls. 

1.3. Berechnung der Rohrwanddicke 
Zeichenerklärung 

D ^ äußerer Nenndurchmesser der Rohre in mm 

e = Mindestwanddicke der Rohre (Nennwanddicke nach Abzug der 
Minustoleranzen) in mm 

E gewährleistete Mindeststreckgrenze des Rohrwerkstoffs in Bar, 
definiert als die auf den ursprünglichen Querschnitt der Zug- 
probe bezogene Belastung, welche entweder eine totale Längs- 
dehnung unter Belastung von 0,5 Vo oder eine bleibende Längs- 
dehnung von 0,2 Ao der ursprünglichen Probemeßlänge zur 
Folge hat. 

p berechneter Innendruck (gemäß 1.2.1.) in Bar 
R -= Zugfestigkeit des Rohrwerkstoffs in Bar 
t ^ zulässige Umfangsbeanspruchung des Rohrwerkstoffs in Bar 
Berechnungsart 

Die Mindestwanddicke des Rohres wird nach folgender Formel 
berechnet: 
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Artikel 


Kapitel 

Artikel 

2 . 1 . 1 . 


2 . 1 . 2 . 


Artikel 

2 . 2 . 1 . 


2 . 2 . 2 . 


2.2.3. 


2.2.4. 


Artikel 

2.3.1. 


Diese Mindestwanddicke muß für jedes Rohr so bemessen sein, daß 
die Umfangsbeanspruchung t im Verhältnis zur Mindeststreckgrenze 
E auf folgende Werte begrenzt ist: 

Verlegungsgebiete 

Gruppe A t E 0,82 

Gruppe B und 

Untergruppen 0,625 -- t £ 0,75 

Die oben genannten Grenzwerte sind anwendbar für einen Tempe- 
raturbereich des Förderguts von — 25" C bis + 120 ' C, sofern die 
Streckgrenze nicht unter den gewährleisteten Mindestwert absinkt. 

1.4. Zusatzbeanspruchung 

In Sonderfällen, wie bei bedeutenden Temperaturschwankungen 
und bei oberirdisch verlegten Leitungen sind die Kräfte, die longitu- 
dinal und transversa] auf die Leitung einwirken, bei der Berechnung 
zu berücksichtigen. 


2 — Werkstoffe 

2.1. Eigenschaften des Rohrwerkstoffes 

Die Leitung besteht im allgemeinen aus Stahlrohren, die auf der 
Baustelle nach den gebräuchlichen Verfahren schweißbar sind. 

Als zulässige Stahl-Herstellungsverfahren gelten das Siemens- 
Martin-Verfahren, das Elektrostahlverfahren, das Sauerstoffaufblas- 
verfahren oder jedes andere Verfahren, das die gleiche Sicherheit 
bietet wie die vorgenannten Herstellungsverfahren. 

Die Verwendung anderer Werkstoffe als Stahl kann von der zustän- 
digen Behörde des Staates, in dem die Leitung verlegt wird, als 
abv/eichende Bestimmung genehmigt werden, vorausgesetzt, daß der 
Werkstoff mindestens die gleiche Sicherheit gewährleistet wie die 
Verwendung von Stahl. 

2.2. Herstellung der Rohre 
Herstellung nahtloser Rohre 

Nahtlose Rohre werden durch Warmverarbeitung des Stahls herge- 
stellt. Die Fertigstellung kann durch Kaltbearbeitung erfolgen. 

Herstellung der geschweißten Rohre 

Die zur Herstellung geschweißter Rohre verwendeten Bleche, Bänder 
oder Flachstähle, die mit gerader Längsnaht oder schraubenlinien- 
förmig zusammengeschweißt werden, dürfen weder an den Stirn- 
seiten noch an den Rändern Doppelungen zeigen, die durch eine 
Sichtprüfung oder durch Ultraschall feststellbar sind. 

Anschäftung 

Zwei Rohrstücke, deren kürzestes mindestens 1,50 m lang sein muß, 
können zwecks Herstellung einer normalen Länge zusammenge- 
schweißt werden. 

Herstellungsverfahren 

Das Herstellungsverfahren der Rohre wird in den Lieferbedingungen 
festgelegt. 

2.3. Eigenschaften des Rohrwerkstoffes 
Zugversuchs werte 

In den Lieferbedingungen werden die mechanischen Werkstoff- 
eigenschaften der fertigen Rohre, insbesondere die in 1.3.1. definierte 
Mindeststreckgrenzo E und die Zugfestigkeit R angegeben. 

In den Lieferbedingungen werden gleichfalls, außer bei Bezugnahme 
auf eine Produktnorm, im Hinblick auf die Kontrolle dieser Eigen- 
schaften und die Abnahmebedingungen, die Anzahl der Kontrollen 
und der Prüfbedingungen angegeben. 
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2,3,2. 


2.3.3. 


2.3.4. 


2.3.5. 


Die Entnahme der Probesiabe erfolgt bei geschwcnßten Rohren aus 
dem vollen Metall. 

Bei Rohren mit kleinem Durchmesser erfolgt die Entnahme der 
Probestäbe in Längsrichtung und bei Rohren mit großem Durchmesser 
erfolgt die Entnahme quer. 

Das VerhäUnis der für die Streckgrenze und die Zugfestigkeit 
gemessenen \Yerte darf 0,85 nicht überschreiten. Für bestimmte 
Stahlsorten, Herstellungsverfahren und Wanddicken (z. B. API 5L 
X 65 mit e 1> 9,52 mm) kann dieser Wert jedoch 0,90 erreichen. 

Qualität der Schweißnähte 

In den Lieferbedingungen werden gegebenenfalls durch Bezugnahme 
auf eine rXorm die destruktiven und die zerstörungsfreien Prüfungen 
festgelegt, die zur Kontrolle der Zuverlässigkeit des Schweißver- 
fahrens und der Schweißnahtgüte bestimmt sind. 

Ferner haben die Lieferbedingungen Zugversuche an quer zur 
Schweißnaht des Rohres entnommenen Probestäben vorzusehen, wo- 
bei sich die Schweißnaht in deren Mitte befindet. Der Zugversuch 
beschränkt sich auf die Bestimmung der Zugfestigkeit, wobei der 
Versuch nach Entfernung des Schweißgrats erfolgt. 

Auf jeden Fall ist die Zugfestigkeit der Schweißnaht mindestens 
gleich der spezifizierten Mindestzugfestigkeit, die in den Liefer- 
bedingungen für die Rohre angegeben ist. 

Kerbschlagzähigkeit 

Ein Kerbschlagversuch kann gefordert weiden, wenn die Verwen- 
dungsbedingungen der Rohre dies notw^endig erscheinen lassen. 

Die Versuchsart, die Ausfühningsweise und die Ergebnisdarstellung 
werden in den Lieferbedingungen festgelegt, wobei auf eine Werk- 
stoffnorm verwiesen werden kann. 

Chemische Zusammensetzung des Stahls 

Die chemische Zusammensetzung des Stahls muß so beschaffen sein, 
daß die gute Schweißbarkeit bei der Verlegung der Leitung gewähr- 
leistet wird. 

Bruchdehnung 

Die Bruchdehnung wird gemessen entweder an einem Probestab von 

2 Zoll oder an einem Proportionalstab 

(Länge L ^ 5,65 | S; S ursprünglicher Cluerschnitt) 


Artikel 2.4. Bemessung der Rohre 

Wanddicke, Rohrdurchmesser sowie ihre Toleranzen werden im 
Lastenheft der Bestellung festgelegt, wobei auf eine Werkstoffnorm 
Bezug genommen werden kann. In diesem Dokument sind außerdem 
etwaige Toleranzen bezüglich der Rohrenden und der Schweißnaht- 
wülste bei geschweißten Rohren anzugeben. 

Örtliche Oberflächenfehler im Werkstoff werden abgeschliffen, wenn 
die verbleibende Wanddicke mindestens der vorgeschriebenen 
Wanddicke unter Berücksichtigung der Minustoleranz entspricht. 

Wenn in den Lieferbedingungen nichts anderes vorgeschrieben ist, 
werden die Rohrenden durch mechanische Bearbeitung oder durch 
Brennschneiden unter einem Winkel von 50 bis 60 zur Rohrachse 
abgeschrägt, wobei eine Abflachung von (Twa 0,8 bis 2,4 mm Höhe 
vorgesehen wird. In diesem Fall wird bei geschweißten Rohren der 
Innenwulst der Schweißnaht durch Abschleifen auf 100 mm Länge, 
von der Abschrägung aus gerechnet, entfernt. 

Artikel 2.5. Werkstoffkontrolle der Rohre 

Die Einhaltung der Vorschriften der Artikel 2.3. und 2.4. wird durch 
geeignete Kontrollen sichergestellt. Ferner wird jedes Rohr im Werk 
den folgenden Kontrollen und Prüfungen unterwn)rfen: 
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— Kontrolle der Rohrenden zwecks Feststellung, daß keine Dop- 
pelung der Rohrwande und keine Risse vorhanden sind. 

— Nur bei geschweißten Rohren: Kontrolle der Schweißnaht nach 
den Vorschriften des Lastenheftes der Bestellung oder der ein- 
schlägigen Norm. 

— Wasserdruckprüfung unter Abhämmern während mindestens 
10 Sekunden bei einem Mindestdruck, der eine möglichst nahe 
der Mindeststreckgrenze liegende Werkstoffbeanspruchung ver- 
ursacht, ohne diese jedoch zu überschreiten. Diese Prüfung muß 
jedoch, soweit möglich, höher oder gleich dem bei der Wasser- 
druckprüfung auf der Baustelle verwendeten Druck sein. 

Repariert der Hersteller nach der Wasserdruckprüfung durch 
Schweißen einen Fehler, so wird das Rohr nach Vornahme der Repa- 
ratur einer weiteren Reihe von Kontrollen und Prüfungen unter- 
worfen, die in den Lieferbedingungen aufzuführen sind. 

Artikel 2.6. Andere Rohrleitungselemente 

2.6.1. Aus Rohren hergestellte Rohrleitungseiemente 

Rohrleitungselemente, die aus im Herstellerwerk kontrollierten 
Rohren bestehen, unterliegen den gleichen Vorschriften wie Rohre. 

Fertige Bauteile werden nur dann einer Wasserdruckprüfung im 
Werk unterzogen, wenn dies in den Lieferbedingungen vorgesehen 
ist. 

Aus Rohren hergestellte Rohrbögen, die vom Betreiber in den unter 
Artikel 2.5. vorgeschriebenen Bedingungen abgenommen worden 
sind, unterliegen keiner Wasserdruckprobe im Herstellerwerk. 

2.6.2. Mechanische Rohranschlüsse 

Mechanische Rohranschlüsse (Flanschen, Verschraubungen usw.) 
müssen dicht sein und die auf sie wirkenden Beanspruchungen mit 
den für die Nachbarteile geltenden Sichorheitskoeffizienten aufneh- 
men können. 

2.6.3. Sonstige Bauteile 

Die sonstigen Rohrbauteile müssen so konstruiert und hergestellt 
sein, daß sie volle Sicherheit gewährleisten. 

Sind diese Teile durch Schweißen hergestellt, so werden die Schweiß- 
nähte durch zerstörungsfreie Verfahren geprüft. 

Die Abmessungen dieser Bauteile, namentlich die Anschlußmaße 
entsprechen den Vorschriften der Lieferbedingungen ggf. unter 
Bezugnahme auf eine Norm. 

Die Rohrbauteile werden einer Wasserdruckprüfung bei einem Druck 
unterzogen, der mindestens gleich dem Druck der Wasserdruck- 
prüfung an der Baustelle ist. Während der Prüfung darf der Stahl 
nicht über die Streckgrenze hinaus belastet werden. Die Prüfdauer 
wird in den Lieferbedingungen festgelegt, wobei auf eine Norm 
Bezug genommen werden kann. 

Artikel 2.7. Kennzeichnung der Rohrleitungsbauteile 

2.7.1. Die Rohre werden nach erfolgter Wasserdruckprüfung in der Weise 

gekennzeichnet, daß der Name des Herstellers, die Stahlsorte, die 
Rohrnummer und die Nennwanddicke ersichtlich sind. 

Rohre mit einem Durchmesser von 350 mm oder darüber werden mit 
Schablonen gekennzeichnet. Ist die Kennzeichnung an der Außen- 
seite des Rohres angebracht, so muß die verwendete Farbe eine gute 
Haftung der Beschichtung gewährleisten. 

Jedoch kann bei schutzgasgeschweißten Rohren eine Kaltstempelung 
auf dem äußeren Schweißnahtwulst in den Lieferbedingungen zuge- 
lassen werden. 
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2.7.2. Die Zubehörteile werden mit einer Marke gekennzeichnet, die 

mindestens den Namen des Herstellers, die Seriennummer und den 
Werkprüfdruck angibt. 

Artikel 2.8. Beispiel für annehmbare Rohrqualitäten 

2.8.1. Im Hinblick auf die Sicherheit gelten zum Beispiel die nach den 
API-Normen 5L, 5LX, 5LS (Ausgabe 1968) hergestellten Rohre, 
unter Berücksichtigung der nachstehenden Einschränkungen als an- 
nehmbar; 

2.8.2. Die chemische Zusammensetzung des Stahls bei der Schmelzanalysc 
bleibt innerhalb folgender Grenzwerte, insoweit die Schweißbarkeit 
der Rohre unter den herrschenden Baustellenbedingungen nach- 
gewiesen wird; 


Verfahren 
der Rohr- 
herstellung 

Güte- 
stufe der 
Stahl- 
sorten 

C 

max. 

Vo 

Mn 

max. 

Vo 

P 

max. 

Vo 

S 

max. 

«/o 


A 

0,22 

0,90 

0,04 

0,05 


B 

0,24 

1,15 

0,04 

0,05 


X42 

0,26 

1,25 

0,04 

0,05 


X46 

0,27 

1,35 

0,04 

0,05 

nahtlos 







X52 1) 

0,27 

1,35 

0,04 

0,05 


X56 






nach API; 

die chemische Zusammen- 


Setzung ist 

in den Lieferbedingungen 


X65 zu spezifieren 




A 

0,21 

0,90 

0,04 

0,05 


B 

0,23 

1,15 

0,04 

0,05 


X42 

0,25 

1,25 

0,04 

0,05 

ge- 

X46 2) 

0,26 

1,25 

0,04 

0,05 

schweißt 

X52 1) 

0,26 

1,25 

0,04 

0,05 


X56 






nach API; 

die chemische Zusammen- 


Setzung ist in den Lieferbedingungen | 


X65 zu spezifieren 




Entsprechend den Lieferbedingungen kann der Stahl X52 mit den 
folgenden Höchstwerten geliefert werden: C = 0,22 ®/o, Mn = 1,50 Vo. 

2) Entsprechend den Lieferbedingungen wird beim Stahl X46 für ge- 
schweißte Rohre ein Höchstwert von 1,30 Vo für Mangan zugestanden. 


Entsprechend den Lieferbedingungen können Höchstwerte für den 
löslichen Stickstoff oder den Gesamtstickstoff angenommen werden, 

2.8.3. Die relative Mindestlängsdehnung des Probestabes im Zugversuch 

bleibt je nach Stahl und Wanddicke innerhalb folgender Grenzen; 

a) Verwendung des Probestabes von 2 Zoll 
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Kapitel 3 — 

Artikel 3.1. 

3.1.1. 

3.1.2. 


3.1.3. 


3.1.4. 


3.1.5. 

i 

3.1.6. 

3.1.7. 

3.1.8. 

Artikel 3.2. 
3.2.1. 
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Wanddicke in mm 


Stahl- 

sorte 

7,94 

und 

mehr 

>7,14 

<7,94 

>6,35 

<7,14 

>5,56 

<6,35 

>4,76 

<5,56 

>4,76 

A 

35 

34 

32 

30 

28 

27 

B 

30 ! 

29 

27 

26 

25 

23 

X42 

25 1 

j 25 

24 

22 

21 

19 

X46 

23 

1 23 

22 

20 

19 

17 

X52 

22 

' 21 

20 

18 

17 

16 


X56 

X60 

nach API; sowie Spezifikation in den Liefer- 
X65 Bedingungen 


b) Verwendung des Proportionalstabes L ^ 3,65 ]/ S 


A 

28 

B 

22,5 

X42 

22,5 

X46 

21,5 

X52 

20,5 

X56 

18,5 

X60 

17,3 

X65 

16,9 


Leitungsführung 

Unterirdische Verlegung 

Die Leitungen müssen im allgemeinen unterirdisch verlegt werden. 

Unbeschadet 3.5. muß die Verlegungstiefe für Rohrleitungen im 
allgemeinen zwischen 0,80 m und 1 m betragen. Als Verlegungstiefe 
gilt der Abstand zwischen dem Scheitel der Leitung und der Boden- 
oberfläche nach Beendigung der Arbeiten. 

In Gebieten, in denen weder Bebauung, landwirtschaftliche und forst- 
wirtschaftliche Nutzung noch Verkehr vorhanden oder vorgesehen 
sind, kann die Verlegungstiefe ohne besondere Maßnahmen auf 
0,60 m herabgesetzt werden. 

Muß die Leitung in einem Gebiet verlegt werden, das sprunghafte 
Änderungen im Oberflächenprofil aufweist, oder müssen unterirdi- 
sche Anlagen unterfahren werden, so können unbeschadet 3.5. aus- 
nahmsweise örtlich größere Tiefen festgelegt werden. 

In Gebieten mit landwirtschaftlichen Tiefkulturen und auch dort, 
wo mit Erosionserscheinungen der Oberfläche zu rechnen ist, müssen 
die Leitungen so tief verlegt werden, daß deren Beeinträchtigung 
ausgeschlossen ist. 

Absperreinrichtungen werden gemäß 8.1.2. eingebaut. 

Jede Abzweigleitung muß mit einer Absperreinrichtung nahe am 
Abzweig versehen sein. 

Die Leitungsführung ist ausreichend zu markieren. 

Schutzstreifen 

Für jede Ölfernleitung ist ein Schutzstreifen festzulegen, der Bewirt- 
schaftungsbeschränkungen unterliegt. 

Die Mitte des Streifens soll mit der Rohrachse übereinstimmen. 

Dieser Schutzstreifen hat den unbehinderten Zugang zu allen Stellen 
der Leitung zu gewährleisten. 
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3.2.2. Innerhalb des Schutzstreifens sind unzulässig: 

— das Pflanzen von Bäumen sowie von Büschen, deren Wurzeln 
eine Beschädigung der Leitung verursachen könnten; 

— das Errichten betriebsfremder Anlagen, die die Sicherheit beein- 
trächtigen könnten. 

Ist der Betreiber der Ölfernleitung nicht Eigentümer des Schutz- 
streifens, so erwirbt er den Anspruch auf Einhaltung dieser Bewirt- 
schaftungsbeschränkungen. 

3.2.3. Außerhalb von Bebauungsgebieten beträgt die Breite des Schutz- 
streifens bei einem äußeren Rohrdurchmesser von 150 mm und mehr 
mindestens 5 m und kann beü geringerem Durchmesser auf 4 m 
reduziert werden. 

In Bebauungsgebieten soll die Breite gleich dem Leitungsdurch- 
messer vermehrt um 0,80 m betragen. 

3.2.4. Es können mehrere Leitungen parallel innerhalb eines Streifens 
verlegt werden; deren Abstand untereinander muß für den Schutz 
gegen Korrosion und für eine schnelle Vornahme etwaiger Repara- 
turen ausreichend sein. Der Abstand zwischen den Grenzen des 
Schutzstreifens und der äußeren Leitung bestimmt sich, nach den 
nationalen Rechtsvorschriften oder nach den Regeln der Technik. 

Artikel 3.3. Kreuzung von Bauwerken, Wasserwegen und -flächen, Seen und 
Poldern 

Die Bedingungen, unter denen die L.eitungen Straßen, Bahnlinien, 
Wasserwege und -flächen, Seen, Poldern, Häfen, Deiche und Kaie 
kreuzen können, hängen von den örtlichen Gegebenheiten ab und 
sind im Einvernehmen mit den beratenden Organen und den zustän- 
digen Behörden im Rahmen einer eventuellen nationalen Regelung 
festzulegen; das gleiche gilt für Gebiete, die einer Servitude unter- 
liegen, wie z. B. die Gebiete „non aedificandi“ . 

Artikel 3.4. Abstände von unterirdischen Anlagen 

3.4.1. Bei unterirdisch verlegten Leitungen, in der Nähe von anderen 
unterirdischen Anlagen, muß ein ausreichender Abstand eingehalten 
werden, um Gefahren zu verringern, dit^ sich aus der Ausführung 
von Arbeiten an einer Anlage auf die benachbarte ergeben. Dieser 
Abstand muß in der Regel an Kreuzuiigspunkten mindestens 0,30 m 
und bei Parallelführung mindestens 0,40 m betragen. 

3.4.2. Falls die festgelegten Mindestabstände nicht eingehalten werden 
können, sind besondere Schutzmaßnahmen zu treffen. 

Artikel 3.5. Durchquerung von Gebieten, die besondere Sicherheitsmaßnahmen 
erfordern 

3.5.1. Einflüsse des Geländes oder von bebauten Gebieten 

Bei Führung der Leitung durch hydrographische Hindernisse, Sümpfe, 
der Überschwemmung ausgesetzte Gebiete, Gelände mit geringer 
Tragfähigkeit oder Erdrutschgefahr und Bodensenkungsgebieten 
müssen besondere Maßnahmen getroffen werden, um die sichere 
Lage der Leitung zu gewährleisten und um zu verhindern, daß die 
Leitung an die Oberfläche kommt oder aufschwimmt. In bebauten 
Gebieten können zusätzliche Maßnahmen erforderlich sein. 

3.5.2. Wassereinzugsgebiete 

ln Gebieten, in denen Wasservoikommen wegen ihrer qualitativ 
günstigen Eigenschaften für die Trinkwasserversorgung oder für 
balneologische Zwecke genutzt v/erden oder zur Nutzung vorgesehen 
und daher besonders schutzwürdig sind, ist die Verlegung von Rohr- 
leitungen auf das Unumgängliche zu beschränken. Diese Gebiete 
sind zu schützen und werden durch nationale Bestimmungen fest- 
gelegt. Insoweit derartige Bestimmungen fehlen, werden diese Ge- 
biete nach Möglichkeit von den zuständigen Behörden bezeichnet. 
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Werden Leitungen oder Leitungsabschnitte durch diese Gebiete 
geführt, können besondere Vorsichtsmaßnahmen gefordert werden; 
so insbesondere: 

1. Häufigere Prüfung der Rohre und der Schweißnähte. 

2. Prüfung der Wirksamkeit des Kathodenschutzes mindestens 
alle drei Monate. 

3. Zusätzlicher Einbau von Absperreinrichtungen. 

4. Größere Rohrwanddicke, 

Halten in Sonderfällen die zuständigen nationalen Behörden die 
oben aufgeführten Sicherheitsmaßnahmen nicht für ausreichend, so 
können von Fall zu Fall besondere Maßnahmen festgelegt werden. 

Artikel 3,6. Nähe von Hochspannungsleitungen 

Bei Kreuzung oder Näherung von überirdischen Hochspannungs- 
anlagen sind gegebenenfalls Maßnahmen für die Sicherheit des 
Betriebspersonals und der Leitungen zu treffen. 


Kapitel 4 — Zusammenbau und Verlegen der Leitung 

Artikel 4.1. Zusammenbau der Leitung 

4.1.1. Rohrverbindungen sollen mittels elektrischer Stumpfschweißung her- 
gestellt werden. Jedes andere Schweißverfahren oder das Flanschen 
ist zulässig, soweit durch Erfahrungen oder Versuche nachgewiesen 
ist, daß die gewählte Verbindungsart allen Anforderungen hinsicht- 
lich der Festigkeit und der Dichtheit genügt. 

Die Ausführung der Rohrverbindungen ist in einer Bauzeichnung 
festzulegen. 

4.1.2. Die Rohre und das Zubehör werden nach dem Transport auf der Bau- 
stelle durch Besichtigung auf ihren einwandfreien Zustand hin 
geprüft. 

Kaltverformungen der Rohrenden durch Behämmern, weiche die 
Werkstoffeigenschaften unzulässig beeinflussen, sind nicht gestattet. 

Richtungsänderungen der Leitung können mittels im Werk herge- 
stellter oder mittels auf der Baustelle durch Kaltbiegen ohne 
Faltenbildung gefertigter Krümmer bewerkstelligt werden. 

Artikel 4.2. Schweißung 

4.2.1. Verbinden der Rohre durch Schweißen 

a) In den Lieferbedingungen werden die Art der Zulassung des 
Schweißverfahrens sowie die Regeln der Qualifizierung der 
Schweißer festgelegt. Diese Methoden und Prüfungen sind in 
Übereinstimmung mit den Gemeinschaftsnormen. Bestehen diese 
Normen nicht, so erfolgt die Ausführung nach den einzelstaat- 
hchen Bestimmungen oder nach den Regeln der Technik ^). 

b) Das Unternehmen, das die Rohre verlegt und schweißt, muß über 
die erforderlichen Betriebseinrichtungen und Geräte verfügen. 

c) Zur Beaufsichtigung der Schweiß- und Verlegearbeiten ist sach- 
kundiges Aufsichtspersonal einzusetzen. 

d) Für jeden Leitungsabschnitt sind die Namen der Schweißer, 
erforderlichenfalls unterteilt im Wurzel-, Füll- und Decklagen- 
schweißer festzuhalten. 

Die Kennzeichnung der Schweißnähte ist bis zur Beendigung der 
Kontrollarbeiten zu bewahren. 
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) Zum Beispiel API 1104, vervollständigt durch die Empfehlung des Internationalen 
Schweißinstituts (LI.S.) 



Artikel 

4.3.1. 

4.3.2. 


4.3.3. 

4.3.4. 

4.3.5. 


Kapitel 

Artikel 

5.1.1. 

5.1.2. 
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Ausführung der Schweißarbeiten 

a) Die Zusatzwerkstoffe zur Ausführung der Schweißarbeiien müs- 
sen den Grundwerkstoffen angepaßt sein und vom Standpunkt 
der Sicherheit aus genügen. Diese Zusatzwerkstoffe werden zu- 
gelassen anläßlich der unter 4.2.1. a) vorgesehenen Prüfungen. 

b) Unterirdisch verlegte Rohrleitungen sind, soweit durchführbar, 
außerhalb des Grabens zu schweißen. Beim Verlegen und Ab- 
senken müssen sie so behandelt werden, daß v/eder die Umhül- 
lung beschädigt noch an den verschiedenen Teilen der Leitung 
eine bleibende Verformung verursacht wird. 

c) Sind die AVitterungsbedingungen, insbesondere die Außentempe- 
raturen, ungünstig, so dürfen die Schweißarbeiten an den Rohr- 
leitungen nur unter Schweiß- und Arbeitsbedingungen durchge- 
führt werden, die eine einwandfreie Nahtausführung ermög- 
lichen. 

d) Bei Stumpfschweißverbindungen wird die Ausrichtung der Rohr- 
enden, außer für Rohre mit kleinem Durchmesser, durch ein 
Gerät zur Innen- oder Außenzentrierung vorgenommen werden. 
Der Versatz an den Rohrenden zwischen den Rohrkanten ist 
möglichst gering zu halten. 

e) Falls erforderlich, sind die Rohrenden vor dem Schweißen zu 
bearbeiten. Die Schweißkanten müssen beim Schweißen sauber, 
möglichst glatt und trocken sein. Bei Verbindung von Rohren 
verschiedener Wanddicken ist die dickere Wand ausreichend 
abzuschrägen oder im Werk zu bearbeiten. 

4.3, Prüfung der Rundnähte 

Alle Schweißnähte werden einer Sichtprüfung unterworfen. 

Verbindungsschweißungen, Schweißnähte an Rohrsträngen bei Brük- 
ken, Viadukten und Bauwerken jeglicher Art, jegliche Kreuzungen 
von Straßen, Bahnlinien und Wasserläiifen, sowie an Rohrsträngen 
in der Nähe von Abwasserkanälen, Bergbaueinflußgebieten und 
ähnlichen Gebieten müssen auf ihrer ganzen Länge 100^ (ug einer 
zerstörungsfreien Prüfung unterworfen werden. 

In den übrigen Fällen erfolgt die zerstörungsfreie Prüfung von 
mindestens 10 Uo der durch die Sichtprüfung als zufriedenstellend 
erachteten Schweißnähte, wobei die Stellen, die hinsichtlich der 
Sicherheit eine besondere Aufmerksamkeit verlangen, besonders 
berücksichtigt werden müssen. 

Die zerstörungsfreien Prüfverfahren umfassen Durchstrahlungsprü- 
fungen mit Röntgengeräten oder Isotopen, die Ultraschallprüfung, 
die magnetische Prüfung sowie andere geeignete Verfahren. 

Die Bemerkungen bei der Sichtprüfung und bei den zerstörungs- 
freien Prüfungen werden in entsprechenden Aufzeichnungen fest- 
gehalten. Der Betreiber bewahrt diese Unterlagen bis zur Abnahme 
oder Genehmigung durch die zuständigen Behörden auf. 


5 — Prüfung der Leitung 

5.1. Wasserdruckprüfung 

Nach erfolgtem Zusammenbau der Rohrstränge — sowie eventuell 
nach dem Isolieren der Leitung — wird die fertig verlegte Fern- 
leitung einer Wasserdruckprüfung unterzogen, die sich über ihre 
gesamte Länge erstreckt. Diese Prüfung kann abschnittsweise vor- 
genommen werden. 

Die Druckprüfung wird mit Wasser bei einem Prüfdruck durchge- 
führt, der mindestens gleich dem l,2fachen des maximalen Betriebs- 
drucks unter Normalbedingungen beträgt, Bei einer Linienführung 
in bergigem Gelände kann der Prüfdruck auf das 1,1 fache des maxi- 
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malen Betriebsdrucks unter Normalbedingungen vermindert werden, 
um so eine übertriebene Aufteilung der Strecke in Prüfabschnitte zu 
vermeiden. 

v5.1.3. Mit der Prüfung darf erst nach Erreichen eines ausreichenden thermi- 

schen und mechanischen Gleichgewichts begonnen werden. 

5.1.4. Die Dauer der Prüfung beträgt mindestens 24 Stunden. 

Die Leitung muß gut entlüftet sein. 

Die Prüfung gilt als beendet, wenn die Festigkeit und Dichtheit der 
Leitung als zufriedenstellend bescheinigt werden können. 

Die Dichtheit wird als zufriedenstellend betrachtet, wenn unter 
Berücksichtigung der Genauigkeit der Druck- und Temperaturmes- 
sungen der auf Grund der Temperaturschwankungen korrigierte 
Druck sich innerhalb 24 Stunden nicht auf bedeutende Weise ver- 
ändert. 

Artikel 5.2. Funktionsversuch und Inbetriebnahme 

5.2.1. Nach dem Zusammenbau der Streckenabschnitte wird die Leitung 
mit einem der zu befördernden Stoffe gefüllt und einem Funktions- 
versuch unterworfen, der es gestattet sicherzustellcn, daß die Ein- 
richtungen im Betrieb einwandfrei arbeiten. 

5.2.2. Die Protokolle der Prüfungen der Streckenabschnitte sowie deren 
Schweißverbindungen werden vom Betreiber in dessen Archiven 
aufbewahrt. 

Kapital 6 — Äußerer Korrosionsschutz 

Artikel 6.1. Äußerer Rohrschutz 

6.1.1. Unterirdisch verlegte Leitungen müssen äußerlich gegen Korrosion 
durch eine durchgehende Umhüllung aus Erdölbitumen, Steinkohlen- 
teerpech, Kunststoff oder anderem, gleichwertigemMaterial geschützt 
werden, das dauerhaft den zu stellenden Ansprüchen hinsichtlich des 
spezifischen elektrischen Widerstandes, der Haftung, der Elastizität, 
der mechanischen Festigkeit genügt, bei Temperaturen, denen die 
Leitungen bei der Verlegung und beim Betrieb unterworfen sind. 

6.1.2. Oberirdische Leitungsstrecken sind äußerlich durch einen Schutzan- 
strich oder durch ein anderes geeignetes Verfahren zu schützen. 

6.1.3. Lange metallische Schutzmäntel sind nach Möglichkeit zu vermei- 
den. Sind sie dennoch erforderlich, so sind besondere Schutzmaß- 
nahmen zu ergreifen, um die Korrosion der Rohrstränge zu verhin- 
dern. 

Artikel 6.2. Kathodenschutz 

6.2.1. Unterirdisch verlegte Leitungen sind mit einer kathodischen Schutz- 
anlage zu versehen, ln Ausnahmefällen kann darauf verzichtet wer- 
den. Diese Anlage muß ständig an jedem Punkt der Leitung eine 
Negativspannung zum umgebenden Boden von mindestens 0,85 V 
sicherstellen; bei der Messung sind nicht polarisierbare Elektroden 
aus Kupfer-Kupfersulfat zu verwenden. 

6.2.2. Im Fall einer Korrosionsgefahr durch reduzierende Sulfatbakterien 
sind besondere Vorkehrungen insbesondere im Hinblick auf die 
maximale Schutzspannung der Leitung zu treffen. 


Kapitel 7 — Pumpstationen 

Artikel 7.1. Antriebsmaschinen und elektrische Einrichtungen 

7.1.1. Die Gefahrenbereiche sowie die in diesen Bereichen zu stellenden 

Anforderungen werden durch Gemeinschaftsregeln, sofern diese 
nicht bestehen, durch nationale Bestimmungen oder durch von den 
Mitgliedstaaten anerkannten Regeln der Technik festgelegt. 
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Diese Bestimiiiungen gelten di(' B(}dingungen liir die Besdiaih'uheil 
an, denen der Materialtyp unter Berücksichl igung des Grades der 
Explosions- und Brandgefahr genügen muß. 

Antriebsmaschinen für Pumpen sind vorzugsweise im Freien oder 
unter einer einfachen Überdachung aufzustcllen. 

Explosionsgeschützle Antriebsmaschinen können in den gleichen 
Raumen mit den Pumpen aufgestellt werden. 

Werden nichtexplosionsgeschützte Antriebsmaschinen in geschlos- 
senen Räumen aiifgcstellt, müssen diese mittels einer Zwischenwand 
von den Pumpen gasdicht getrennt sein; jede unmittelbare Verbin- 
dung zum Pumpenraum ist unzulässig. 

Pumpen 

Die Förderpumpen müssen von einem Ort aus stillgesetzt werden 
können, der jederzeit schnell und gefahrlos erreichbar ist. 

Beim Auftreten unzulässiger Druckschwankungen oder Ausbleiben 
der Förder- oder Kühlflüssigkeit, müssen die Pumpengruppen durch 
geeignete Sicherheitseinrichtungen selbsttätig abgestellt werden, 
wobei Druckslöße möglichst zu vermeiden sind. Bei nicht beaufsich- 
tigten Anlagen müssen die Temperaturen, welche die für die Aus- 
rüstung geplante Höhe überschreiten, sowie das Austreten größerer 
Leckmengen durch ein akustisches und optisches Warnsignal ange- 
zeigt werden. Ein Warnsignal muß die bedeutenden Leckverluste, 
insbesondere an Stopfbuchsen, oder die Füllung der Auffangbecken 
anzeigen. Diese Flüssigkeitsverluste müssen aufgefangen und nach 
einen Auffangbehälter gefahrlos abgeführt werden können. 

Es sind Schutzmaßnahmen zu treffen, um schädliche Wirkungen der 
durch Pumpen verursachten mechanischen Schwingungen auszu- 
schalten. 

Geschlossene Räume 

Bei Anwesenheit von Betriebspersonal sind geschlossene Räume für 
Pumpen, Antriebsmaschinen, Absperreinrichtungen und Verteiler 
derart natürlich oder künstlich zu belüften, daß ihre Atmosphäre 
weder gesundheitsgefährdend noch explosiv ist. 

Die Belüftung darf nur mit reiner Außenluft erfolgen 


Betrieb und Überwachung 

Allgemeine Maßnahmen 

Störungen, die die Sicherheit der Leitung beeinträchtigen, müssen 
dem Bedienungspersonal jederzeit erkennbar sein. Soweit erforder- 
lich, sind Fernwirkeinrichtungen einzubauen. Die für den Betrieb 
und die Sicherheit der Leitung wesentlichen Einrichtungen, insbe- 
sondere Verteiler-, Abzweig- und Übergabestationen sowie Druck- 
meßstellen sind an die besetzten Zentralen oder Betriebsstellen an- 
zuschließen. 

Absperreinrichtungen 

Die Anordnung von Absperreinrichtungen richtet sich nach dem 
Durchmesser, den betrieblichen Verhältnissen, der örtlichen Lage 
und den Höhenunterschieden der Rohrleitungen. Die Zahl dieser 
Absperreinrichtungen ist möglichst zu beschränken. Sie sind so 
anzuordnen, daß in Schadensfällen, bei denen größere Flüssigkeits- 
mengen austreten können, Teilabschnitte der Anlage absperrbar 
sind. Dies gilt besonders bei ungünstigen Geländeverhältnissen. 

Betriebseinrichtungen und betriebliche Maßnahmen 
Druckmeßeinrichtungen 

Es müssen Einrichtungen zur laufenden Messung und Registrierung 
des Betriebsdrucks vorhanden sein. 
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8.2.2. Feststellung von Undichtheiten 

Zur rechtzeitigen Feststellung von eventuellen Rohrbrüchen sind 
entsprechende Sicherheitsiuaßnahmen zu ergreifen. Bedeutende Leck- 
mengen müssen so rasch wie moglidi entdeckt werden können. 

ln sicherheitstechnisch besonders kritischen Gebieten sind besondere 
Maßnahmen zur Beschleunigung der Feststellung von etwaigen Un- 
dichtheiten vorzusehen. 

8 . 2 . 3 . Innenkorrosion 

Sofern das Fördergut Korrosion hervorrufen kann, sind besondere 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen. 

8.2.4. Außenkorrosion 

Die Überprüfung der kathodischen Schutzanlage hat mindestens alle 
sechs Monate eine Besichtigung der Schutzvorrichtungen sowie min- 
destens einmal jährlich eine Prüfung des Leitung — Bodenpotentiale 
einzuschließen. 

8.2.5. Auffangvorrichtungen für Kohlenwasserstoffe 

Während des Betriebs der Leitung sind Auffang- und Sammelbehälter 

zur gefahrlosen Beseitigung der aus Betriebseinrichtungen, insbeson- 
dere aus Stopfbuchsen austretenden Flüssigkeiten vorzusehen. Diese 
Bestimmungen gelten nicht für die Leitung selbst und die Strecken- 
schieber. 

8.2.6. Überwachung der Anlage 

Der Betreiber überwacht die Leitung und die dazu gehörenden An- 
lagen. Die Fläufigkeit richtet sich dabei nach den vorhandenen Ge- 
fahren und Risiken. 

Die von den mit der Überwachung der Fernleitung Beauftragten 
erstatteten Berichte werden beim Betreiber aufbewahrt. 

Diese Überwachung erfolgt entweder durch Streckengänger, die 
die Leitung in ihrem gesamten Verlauf mindestens einmal monatlich 
abschreiten, oder aus der Luft, wenn es die Gelände- und Witte- 
rungsbedingungen gestatten oder durch anderweitige, den örtlichen 
Verhältnissen angepaßte Mittel. 

8.2.7. Wiederkehrende Druckprüfung 

Mindestens alle 10 Jahre wird eine Druckprüfung mit Fördergut bis 
zum höchsten Betriebsdruck durchgeführt, um die Dichtheit der Lei- 
tung zu kontrollieren. 

Nach Aufbringen des Prüfdrucks werden die Leitungsschieber ge- 
schlossen und die in den einzelnen Leitungsabschnitten herrschen- 
den Drucke mindestens 24 Stunden aufgezeichnet. 

Der Betreiber vergewissert sich, daß keine Leckstellen vorhanden 
sind und bewahrt die Nachprüfungsprotokolle auf. 

Artikel 8.3. Maßnahmen bei Störungen 
8.3.1. Einsatzplan 

üm die Folgen etwaiger Störungen auf ein Mindestmaß zu beschrän- 
ken, hat der Betreiber einen planmäßigen Einsatz sicherzustellen 
und hierfür folgende Angaben zu machen und laufend zu ergänzen: 

— Umfang des überwachungs- und Alarmnetzes, 

— Bezeichnung der zu unterrichtenden Personen und Dienststellen, 
— für den Einsatz verfügbares Personal und Material, 

— Organisation des eigentlichen Einsatzes. 

Die Meldung über etwaige Störungen muß jederzeit an eine Be- 
triebsstelle übermittelt werden können, bei der die betriebliche 
Überwachung der Fernleitung ständig zentralisiert ist. 
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Der Einsatzplan ist unter Berücksichtigung der Größe des Leitungs- 
systems zu erstellen. Uber die persönlichen und materiellen Einsatz- 
mittel muß in kürzester Zeit verfügt werden können. 

Die Betriebsstelle verfügt über ausreichende Fernmeldeeinrichtun- 
gen, um den Alarm dem Einsatzplan gemäß ausführen zu können. 

Bei Arbeiten an Rohrleitungen und an elektrischen Anlagen sind in 
allen Fällen Maßnahmen zur Vermeidung zündfähiger Funken zu 
treffen. 

Maßnahmen bei Undichtheiten 

Besteht der begründete Verdacht, daß die Anlage undicht ist, oder 
liegen ihren sicheren Betrieb gefährdende Störungen vor, so sind 
Maßnahmen zu treffen, die einen Schaden durch Austreten der 
Flüssigkeit verhindern und entstandene Schäden oder Schadens- 
gefahren beheben. 

Bei festgestellter Undichtheit sind alle Maßnahmen zu einer Druck- 
minderung im betreffenden Abschnitt zu treffen sowie um diesen 
Abschnitt abzusperren. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Auf der Grundlage eines Mandats des Ausschusses 
der Ständigen Verterter hat die Kommission Ar- 
beiten zur Erstellung gemeinschaftlicher technischer 
Sicherheitsmaßnahmen beim Bau und Betrieb von 
Ölfernleitungen in Angriff genommen. 

Die vergleichende Prüfung der in den Mitgliedstaa- 
ten geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
hat Unterschiede aufgedeckt, die sich insbesondere 
auf die Berechnungsart der Leitung, auf die An- 
forderungen an das Material und die Ausrüstungen 
für Ölfernleitungen sowie auf deren Zusammenbau 
beziehen. 

Die zwischen den Rechtsvorschriften der Mitglied- 
Staaten festgeslellten Unterschiede sind als Ursache 
von Handelshemmnissen anzusehen. Diese Hemm- 
nisse betreffen die Herstellung und die Verwendung 
von Werkstoffen und Geräten, die zum Bau und zum 
Betrieb von Ölfernleitungen notwendig sind, wie 
z. B. Stahlrohre, Pumpen, Flanschen, Schieber sowie 
Überwachungsgeräte und -Instrumente. Tatsächlich 
verlangen die in den einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften enthaltenen Bestimmungen, dort wo sie 
bestehen, eine strikte Einhaltung technischer Regeln 
oder Industrienormen, was die Hersteller in der 
Gemeinschaft zwingt, ihre Produktion zu verviel- 
fältigen und somit den Vorteil der großen Serien 
zu verlieren, den die Möglichkeit des Warenverkehrs 
in einem erweiterten Markt bietet. Die Beseitigung 
dieser Hemmnisse rechtfertigt eine vordringliche 
Harmonisierungsaktion auf Grundlage von Artikel 
100, wie sie in dem kürzlich dem Rat vorgelegten 
„Allgemeinen Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Hemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr, die sich aus der Unterschiedlichkeit 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben", 
vorgesehen ist. 

Da die in den Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvor- 
schriften das berechtigte Streben widerspiegeln, an 
erster Stelle die öffentliche Sicherheit zu gewähr- 
leisten, kommt eine Abschaffung nicht in Frage; des- 
halb erweist sich die Angleichung dieser Rechts- 
vorschriften als das einzige Mittel, die durch ihre 
Unterschiedlichkeit verursachten Nachteile zu be- 
heben. 

Die Harmonisierung der Gesamtheit der techni- 
schen Sicherheitsmaßnahmen auf dem Gebiet der öl- 
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! fernleitungen ist zudem so geartet, daß sie Aktionen 
erleichtert, die später im Rahmen der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik insbesondere auf dem Gebiet der 
Energie-, Transport-, Sozialpolitik usw. unternom- 
men werden könnten, Zielsetzungen, die ebenfalls 
I den Ausgangspunkt des bereits erwähnten Mandats 
j des Ausschusses der Ständigen Vertreter bildeten. 

IL Erläuterungen des Richtlinienvorschlags 

Der Anwendungsbereich der Richtlinie beschränkt 
sich auf die Ölfernleitungen zum Befördern flüssiger 
Kohlenv/asserstoffe (Artikel 1). 

Unter dem Begriff Ölfernleitungen werden außer 
einer oder mehreren Leitungen, die einen oder 
mehrere Endpunkte speisen, alle Ausrüstungen für 
den Betrieb und die Überwachung sowie die Pump- 
stationen verstanden. Vom Anwendungsbereich aus- 
genommen sind die Leitungen, die völlig innerhalb 
eines einzigen Werksgeländes liegen (Artikel 2). 

Die technischen Bestimmungen des Anhangs der 
Richtlinie betreffen die technischen Sicherheitsmaß- 
nahmen beim Bau und Betrieb von Ölfernleitungen. 
Die Richtlinie ist abgefaßt nach den Gesichtspunkten 
einer alternativen Harmonisierung (Artikel 3). 

Der technische Fortschritt insbesondere auf dem Ge- 
biet der Werkstoffe für den Bau von Ölfernleitun- 
gen, betreffend den Zusammenbau der Leitung so- 
wie die Pumpstationen, erfordert eine ständige und 
rasche Anpassung der einschlägigen technischen Be- 
stimmungen. Deshalb wurde vorgesehen, die Kom- 
mission mit dieser Aufgabe zu betrauen, die sich der 
Zusammenarbeit eines Ausschusses gemäß eines be- 
sonderen Verfahrens vergewissert (Artikel 4 und 5). 

Die Frist zur Inkraftsetzung der Richtlinie wird auf 
18 Monate, vom Zeitpunkt ihrer Bekanntgabe aus 
gerechnet, festgesetzt, um den Mitgliedstaaten und 
I den Betroffenen die Anpassung zu gestatten (Arti- 
kel 6). 

IIL Anhörung des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Da die Durchführung der im Richtlinienvorschlag 
enthaltenen Vorschriften in den Mitgliedstaaten eine 
Gesetzänderung erfordert, ist die Anhörung dieser 
beiden Institutionen gemäß Artikel 100 Absatz 2 
verbindlich. 
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